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Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

— Drucksachen V/4232, ^ V/4232 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 236. Sitzung 
am 11. Juni 1969 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften — 
Drucksache V/4232 — an den Verkehrsausschuß 
überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat den Entwurf in seiner 
78. Sitzung am 25. Juni 1969 abschließend beraten 
und mit einigen Änderungen gebilligt. Mit dem Ge- 
setzentwurf will die Bundesregierung der der Bun- 
desrepublik nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68 des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften über die Einführung eines Margentarif- 
systems im Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr, L 194 S. 1 vom 6. August 1968) oblie- 
genden Verpflichtungen nachkommen, nach Anhö- 
rung der Kommission rechtzeitig die innerstaatlich 
zur Prüfung dieser Verordnung notwendigen ge- 
setzgeberischen Maßnahmen zu treffen. 

Die Verordnung (EWG) II. Nr. 1 174/68 ist aufgrund 
des Artikels 75 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften erlassen und seit dem 
1. September 1968 in der Bundesrepublik unmittelbar 
geltendes Recht. 

Die Verordnung unterwirft den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten einem obligatorischen 
Margentarifsystem. Unter dem obligatorischen Tarif- 
system werden Tarife verstanden, die von den un- 
mittelbar beteiligten Mitgliedstaaten im gegenseiti- 
gen Einvernehmen in Kraft gesetzt und veröffent- 


licht werden und deren Bestimmungen für die An- 
wendung der Beförderungsentgelte und -Bedingun- 
gen verbindlich sind (Artikel 1). Die Tarife sind 
Margentarife, die durch die obere und die untere 
Grenze bestimmt werden. Die Marge für die Tarife 
beträgt 23 v. H. der oberen Tarifgrenze. Die Ent- 
gelte für eine bestimmte Beförderung können inner- 
halb der oberen und unteren Grenze des entspre- 
chenden Margentarifs frei vereinbart werden (Ar- 
tikel 2). Bei der Aufstellung der Tarife ist von 
einem Richtsatz auszugehen, der unter Berücksichti- 
gung der Kosten der Beförderungsleistungen und 
der Marktlage festgelegt wird (Artikel 3). 

Unter bestimmten Voraussetzungen ist der Ab- 
schluß von Sonderabmachungen mit Beförderungs- 
entgelten außerhalb der Margentarife zugelassen. 
Sonderabmachungen sind den zuständigen Behör- 
den mitzuteilen; diese Behörden unterrichten die 
zuständigen Behörden der anderen beteiligten Mit- 
gliedstaaten und führen mit ihnen die für zweck- 
mäßig gehaltenen Nachprüfungen und Untersuchun- 
gen durch, um festzustellen, ob die Vertragspartner 
die Bestimmungen der Verordnung eingehalten 
haben. Die Beförderungsentgelte und -Bedingungen 
der Sonderabmachungen sind von den beauftragten 
Stellen zu veröffentlichen (Artikel 5). 

Die Verordnung regelt das Verfahren, in dem die 
Tarife von den Mitgliedstaaten festgesetzt oder ge- 
ändert werden. Führen die Verhandlungen zwischen 
den unmittelbar beteiligten Mitgliedstaaten zu kei- 
ner Einigung, so entscheidet die Kommission oder 
unter bestimmten Voraussetzungen auch der Rat. 
Diese Entscheidung verpflichtet dann ebenfalls die 


Druck: Bonner Uiiiversitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Deutscher Bundestag ^ 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4482 


beteiligten Mitgliedstaaten, die Tarife entsprechend 
in Kraft zu setzen und zu veröffentlichen (Artikel 4). 
Die Verordnung regelt ferner die Modalitäten für 
die Veröffentlichung der Tarife und Sonderab- 
machungen (Artikel 6 bis 8). Schließlich wird bei 
der Kommission ein Fachausschuß eingesetzt, dem 
von den Mitgliedstaaten bestellte Sachverständige 
angehören und der die Kommission bei der Anwen- 
dung der Verordnung unterstützen soll (Artikel 11). 
Um die Anwendung der Verordnung sicherzustellen, 
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die zur Durch- 
führung der Verordnung notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Diese Vor- 
schriften müssen sich u. a. auf die Organisation, des 
Verfahren und die Mittel für die Überwachung 
sowie auf die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
erstrecken (Artikel 12). Der Ausschuß wünscht je- 
doch, daß die Kontrollmaßnahmen in der Bundes- 
republik Deutschland nicht strenger gehandhabt 
werden als in den anderen EWG-Staaten. 


ITT. 

Die Verabschiedung des Gesetzentwurfs ist sehr 
dringlich. 

Nach Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Tarife für 
den Güterkraftverkehr spätestens ein Jahr nach In- 
krafttreten dieser Verordnung, d. h. spätestens am 
1. September 1969 festzusetzen. Bis zu diesem Zeit- 
punkt müssen auch innerstaatlich die zur Prüfung 
der EWG-Verordnung notwendigen gesetzgeberi- 
schen Maßnahmen in Kraft getreten sein, da andern- 
falls die EWG-Verordnung und die von den Mit- 
gliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen fest- 
gesetzten Tarife bei Fehlen solcher Durchtührungs- 
vorschriften über die Organisation, das Verfahren 
und die Mittel für die Überwachung nicht praktiziert 
werden könnte. Sollte sich herausstellen, daß die 
laufenden und bis zum 30. Juni 1969 abzuschließen- 
den Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten 
zu keiner Einigung führen, so trifft die Kommission 
bzw. der Rat die Entscheidung über die festzusetzen- 
den Tarife. Um die durch wirksame Entscheidung 
der Kommission oder des Rates festgesetzten Tarife 
durch Rechtsverordnung erlassen zu können, bedarf 
es der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Ermäch- 
tigung des Bundesministers für Verkehr. Die EWG- 
Verordnung kann daher von der Bundesrepublik nur 
dann rechtzeitig durchgeführt werden, wenn der Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung umgehend verab- 
schiedet und in Kraft gesetzt wird. 

IV. 

Der Verkehrsausschuß erachtet den von der Bun- 
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf für aus- 
reichend, um die fehlenden gesetzlichen Grundlagen 
für die Durchführung der EWG-Verordnung zu schaf- 
fen. Für folgende sich aus der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174 68 ergebenden Aufgaben bedarf es inner- 
staatlich einer gesetzlichen Grundlage: 

a) Inkraltsetzung der Tarife nach Abschluß der 
Verhandlungen mit den unmittelbar beteiligten 


Mitgliedstaaten über die Festsetzung oder Än- 
derung der Tarife oder ggf. nach Abschluß des 
Entscheidungsverfahrens bei der Kommission 
der dem Rat (Artikel 4, 6), 

b) Regelung der Tarifüberwachung und Ahndung 
von Zuwiderhandlungen (Artikel 12) sowie 

c) Bestimmung der zuständigen Behörde für fol- 
gende Aufgaben 

— Entgegennahme der Mitteilung über Sonder- 
abmachungen (Artikel 5 Abs. 2), 

— Übermittlung einer Abschrift der Unterlagen, 
die den Abschluß sowie die vereinbarten Be- 
förderungsentgelte rechtfertigen, an die zu- 
ständigen Behörden der beteiligten Mitglied- 
staaten (Artikel 5 Abs. 3), 

— Nachprüfung und Untersuchungen zur Fest- 
stellung, ob die Bestimmungen über Sonder- 
abmachunqen einqehalten wurden (Artikel 5 
Abs. 4), 

— Recht, bei festgestellten Verstößen oder bei 
Marktstörungen zu verlangen, daß keine Son- 
derabmachungen ohne vorherige Genehmi- 
gung durchgeführt werden (Artikel v5 Abs. 5 
und 6), 

- - Mitteilung der Sonderabmachungen an die 
mit der Veröffentlichung beauftragten Stel- 
len (Artikel 7), 

— Unterrichtung über Zuwiderhandlungen und 
deren Ahndung (Artikel 12), 

sowie Bestimmung der mit der Veröffentlichung 
der Sonderabmachunqen beauftragten Stelle (Ar- 
tikel 8). 

Es war zu prüfen, ob die den Mitgliedstaaten 
durch die EWG-Verordnung gesetzten Aufgaben 
bereits aufgrund entsprechender gesetzlicher Vor- 
schriften durchgeführt werden können und ob nicht 
bereits bestehende Straf- und Bußgeldvorschriften 
die Verhängung von Sanktionen bei Verstößen er- 
möglichen. Die Bundesregierung ist bei der Vorprü- 
fung zu folgendem Ergebnis gelangt: 

a) Festsetzung und Inkraftsetzung der Tarife 

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
werden die Tarife von den Mitgliedstaaten festge- 
setzt und in Kraft gesetzt. Die Bestimmungen des 
§ 20 a GüKG über das Tarifbildungs- und Tariffest- 
setzungsverfahren finden Anwendung. Sie reichen 
jedoch nicht aus, wenn Tarife nach Artikel 4 Abs. 2 
der EWG-Verordnung durch Entscheidung der Kom- 
mission oder des Rates festgesetzt werden. Insoweit 
fehlt zur Inkraftsetzung die zum Erlaß durch Rechts- 
verordnung erforderliche gesetzliche Ermächtigung. 
Diese Lücke wird durch den neuen § 97 e GüKG ge- 
schlossen. 

hj Überwachung der Tarifeinhaltung 

Der Tarifzwang ergibt sich bei den Tarifen für 
den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr mit 
den EWG-Mitgliedstaaten nicht nur aus dem Güter- 
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kraftverkehrsgesetz sondeiü ducli uniniltelbar aus 
der EWG-Verordnung. Die Tarifüberwachung ist bis- 
her im Güterkraftverkehrsgesetz für den Güterfern- 
verkehr und den Güternahverkehr unterschiedlich 
ausgestaltet. Die Tarifüberwachung dc^s Güterfern- 
verkehrs liegt bei der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr; insoweit decken die Bestiminungen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes auch die Überwachung 
und Einhaltung der für den Güterkraftverkehr mit 
den EWG-Mitgliedstaaten h'stgesetzten Tarife. Die 
Tarif Überwachung des Güternahverkehrs wird von 
den Erlaubnisbehörden in den Ländern wahrgenom- 
men. Nunmehr werden die Tarife für den grenz- 
überschreitenden Straßengüterverkehr, soweit er 
der EWG-Verordnung unterliegt, einheitlich gestal- 
tet, und zwar unabhängig davon, ob die Güterbe- 
förderung nach deutschem Recht im Güterfernver- 
kehr oder im Güternahverkehr durchgeführt wird. 
Bei gleicher Tariflage sollten dann aber auch die 
Tarifüberwachung für den Güterfernverkehr und den 
Güternahverkehr einheitlich gestaltet werden. Inso- 
weit bedarf es ergänzender Bestimmungen im Güter- 
kraftverkehrsgesetz. 

c) Straf- und Bußgeldvor sch rillen 

Da die nach den Bestiinniungen den EWG-Verord- 
nung festgesetzten Tarife aufgrund der Vorschriften 
des Gülerkraftverkehrsgesetzes durch Rechtsverord- 
nung erlassen und in Kraft gesetzt werden, finden 
insoweit bei Tarifverstößen auch die schon bestehen- 
den Strafbestimmungen des § 98 GüKG Anwen- 
dung. Hingegen müssen die für den Abschluß von 
Sonderabmachungen in der EWG-Verordnung ge- 
troffenen V^orschriften innerstaatlich noch mit be- 
sonderen Straf- und Bußgeldvorschriften bewährt 
werden. 

Diese Sonderabmachungen stehen neben den Son- 
derabmachungen nach § 22 a GüKG: die Bewahrung 
des § 22 a deckt daher Sonderabmachungsvorschrif- 
ten der EWG-Verordnung nicht ab. Hierzu müssen 
neue Straf- und Bußgeldvor.schriften geschaffen wer- 
den. 

cl) Schaffung neuer Zuständigkeiten 

Für die sich aus der EWG-Verordnung neu erge- 
benden bereits genannten Aufgaben müssen ent- 
sprechende neue Zuständigkeiten geschaffen wer- 
den. Sie werden der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr übertragen. Diese Regelung erscheint 
zweckmäßig. Die Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr verfügt über einen eingespielten und erfah- 
renen Kontrollapparat und ist daher am besten in 
der Lage, diese Uberwachungstätigkeiten zu über- 
nehmen, wobei sie sich auf die ihr nach § 55 GüKG 
zustehenden Befugnisse stützen kann. 

Im übrigen wird auf die Begründung zum Gesetz- 
entwurf verwn'esen. 

Der Verkehrsausschuß ist diesen bei Aufstellung 
des Gesetzentw^urfs angestcdlten Überlegungen der 
Bundesregierung gefolgt. Er hat davon Kenntnis ge- 
nommen, daß der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung der EG-Kommission am 27. Januar 1969 


ut)erraittelt worden ist und die Kommission am 
9. Juni 1969 eine befürwortende Stellungnahme ab- 
gegeben hat. Damit ist die nach Artikel 12 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 vorgeschriebene 
Anhörung der Kommission durchgeführt. 


V. 

Der V^erkehrsausschuß hat die Stellungnahme des 
Bundesrales, die Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung sowie die von ihr vorgelegte Neufassung der 
Straf- und Bußgeldvorschriften zur Kenntnis genom- 
men und bei seinen Änderungsvorschlägen berück- 
sichtigt. Zii]- Fassung der Eingangsworte des Gesetz- 
entwurfs ist der Ausschuß der Auffassung, daß der 
Stellangnahme der Bundesregierung zu dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates beigetreten wer- 
den! sollte. Im übrigen hat der Ausschuß folgende 
A n d e 1 ’ u n g n v o r g e s eh en : 


Zu Artikel l 

Zu in Hin g ang s s a / z 

Es handelt sich um eine Zilatberichligung auf- 
grund der zwischenzeitlichen Änderung des Güter- 
k r a 1 1 V e r k eh r sg e s e tz e s . 

Zu Nummer 2 

a) Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme zu 
Artikel 1 Nr. 26 des Sechsten Gesetzes zur Än- 
derung des Güterkraftverkehrsgesetzes vorge- 
schlagen, in § 98 Nr. 1 den § 84 Abs. 1 einzu- 
fügen. Die Bundesregierung hatte in ihrer Ge- 
genäußerung diesem Änderungsvorschlag zuge- 
stimmt (vgl. Drucksache V/2494). Durch ein Re- 
daktionsversehen ist diese Änderung im weite- 
ten Gesetzgebimgsvertahren des Sechsten Geset- 
zes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgeset- 
zes unterblieben. 

b) Sonderabmachungen die gegen § 22 a oder gegen 
Artikel 2 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174 68 verstoßen, werden zu Zuwiderhand- 
lungen im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes er- 
klärt. Der Straftatbestand einer Vereinbarung 
über eine Gütermenge von weniger als 500 Ton- 
nen in drei Monaten ist jetzt klar abgegrenzt. 
Auch Verstöße gegen die übrigen in § 22 a und in 
Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
vorgeschriebenen Voraussetzungen für die Zuläs- 
sigkeit des Abschlusses von Sonderabmachungen 
können geahndet werden, wenn die Bundes- 
anstalt auf die Unzulässigkeit der Sonderab- 
machungen hingewiesen hat. 

Zu Nunimer 2 a 

Die aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 
in Zusammenhang mit Sonderabmachungen im Ver- 
kehr mit anderen Mitgliedstaaten zu ahndenden 
Ordnungswidrigkeitstalbestände werden aus syste- 
matischen Gründen in § 99 a eingefügt. Für die Ahn- 
dung entsprechender Verstöße gegen § 22 a in Zu- 
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sammenhang mit Sonderabmachungen im Binnen- 
verkehr gelten in § 99 grundsätzlich gleiche Buß- 
geldvorschriften. Mit dem Einbau dieser neuen Tat- 
bestände werden gleichzeitig die bisherigen Bestim- 
mungen des § 99 a Abs. 1 ohne materielle Änderung 
redaktionell angepaßt und gestrafft. 

Bonn, den 25. Juni 1969 

Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen V/4232, V/4232 

— unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 25. Juni 1969 

Der Verkehrsausschuß 

Seifriz Schmidt (Braunschweig) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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